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Junkies beim Heroinspritzen im U-Bahn-Tunnel: „Die Gefahr der Verelendung bis zum Verrecken in der Gosse ist vorgezeichnet“
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Ein Tabu wird gebrochen
Die Polizei hat das Drogendesaster täglich vor Augen. In ihren Reihen 

entstand eine Reformbewegung für eine „Notstandslösung“: Süchtige, denen anders 

nicht zu helfen ist, sollen Heroin vom Staat erhalten. Von Ariane Barth
Sie sind keine sozialen Tagträumer,
keine skrupellosen Abenteurer, son-
dern Polizeipräsidenten deutscher

Großstädte, kühl kalkulierende Ord-
nungsverfechter, die einen Ausweg aus der
Krise suchen. Was sie wollen, ist nach der
herrschenden Gesetzeslage streng ver-
boten: eine staatlich kontrollierte Abgabe
von Heroin an Süchtige. Den „nationalen
Rauschgiftbekämpfungsplan“ der Regie-
rung Kohl halten sie für gescheitert.

„Jeder, der sich mit dem Problem sach-
lich und vernünftig beschäftigt, sagt: Es
muß was passieren“, so faßt der Dort-
munder Polizeipräsident Hans Schulze
(SPD) die Krisenstimmung seiner Kolle-
gen in den Städten an Rhein und Ruhr zu-
sammen. „Was machen wir denn, was ist
der Erfolg – die Entwürdigung der Süchti-
gen, die eigentlich tiefer nicht mehr sinken
können, und Menschenwürde ist in unse-
rem Grundgesetz noch immer das Rechts-
gut, das ganz oben steht“, sagt der Bo-
chumer Polizeipräsident Thomas Wenner
(SPD), ein gelernter Jurist: „Rechtsstaatlich
kontraproduktiv haben wir auch noch die
Organisierte Kriminalität fettgemästet.“

Federführend versuchen Frankfurt und
Hamburg in einer Doppelstrategie, einen
wissenschaftlichen Modellversuch durch-
zusetzen: Frankfurt durch einen Antrag
beim Bundesinstitut für Arzneimittel,
Hamburg durch eine Gesetzesvorlage, wo-
nach in Städten mit über 500000 Einwoh-
nern eine medizinisch und sozial begleite-
te Versorgung Süchtiger mit Heroin er-
probt werden darf.

In zehn der zwölf Großstädte, die in Fra-
ge kämen, alle im Westen gelegen, halten
die Polizeichefs den neuen Weg für gebo-
ten, in Köln und Essen, in Dortmund und
Düsseldorf, in Duisburg wie in Hannover,
in Berlin mit Bedenken, in Stuttgart still-
schweigend. Nachdem der parteilose Poli-
zeipräsident Volker Haas ins Stuttgarter
Innenministerium, Domäne der CDU, zi-
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tiert wurde, mußte er sich selbst einen
Maulkorb anlegen, um „jeden Loyalitäts-
konflikt zu vermeiden“.

Das Zentrum des Widerstands befindet
sich in München: Polizeichef Roland Kol-
ler (CSU) hält wie die gesamte Poli-
zeiführung Bayerns fest an der Doktrin
seiner Partei, „daß Drogen in hohem Maße
schädlich und deshalb zu ächten sind“.
Aber auch im freisinnigen Bremen warnte
der parteilose Polizeichef Rolf Lücken vor
Experimenten: „Das falsche Signal.“ Seit
der vergangenen Woche wird an der Weser
herumexperimentiert, hilflos.

Dagegen will der Hamburger Polizei-
präsident Ernst Uhrlau (SPD), ein gelern-
ter Politologe, „Schritt für Schritt“ voran-
gehen, die Entwicklung genau studieren
und daraus die weiteren Handlungsstrate-
gien ableiten. Eine staatlich kontrollierte
Abgabe von Heroin, so glaubt er, könne
dazu beitragen, „daß die Drogen ihrer Fas-
zination beraubt wären“.
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Eine spiegel-Umfrage bei den Polizeipräsidenten
der 30 größten Städte der Bundesrepublik  offen-
bart einen Meinungsumschwung in der Drogen-
politik: 20 Polizeichefs plädieren für Versuche in

ihrer Stadt, Heroin an Schwerstabhängige ab-
zugeben, denen anders nicht mehr zu helfen ist.
Dabei legen sie Wert auf strengste Kontrolle, ärzt-
liche Aufsicht und soziale Betreuung.

Fixerstube in Frankfurt: „Die Drogen sollen ihrer Faszination beraubt werden“
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Auch in der zweiten Riege der 18 Städ-
te mit 250000 bis unter 500000 Einwoh-
nern befürworten zehn Polizeipräsiden-
ten die neue Linie, beispielsweise in Bonn,
Bielefeld und Braunschweig. Ihre Kolle-
gen in den größten Städten des Ostens se-
hen noch keinen Handlungsbedarf: Dort
wird der illegale Markt für harte Drogen
erst aufgebaut, wie vor zwei Jahrzehnten
im Westen. Allerdings haben Einzelfälle
schon zu einem Umdenken in Halle ge-
führt.

Diejenigen, die aus der konventionellen
Denkblockade ausgebrochen sind, rühren
an ein Tabu, das in Bonn heiliggehalten und
immer wieder plakativ verteidigt wird: Der
Staat darf niemals zum Dealer werden.
„Die Drogenprävention“, so heißt es in ei-
ner offiziellen Stellungnahme der Bundes-
regierung, „wird ihre Glaubwürdigkeit ver-
lieren, wenn der Staat die gleichen Drogen
verteilt, vor denen er die Bürgerinnen und
Bürger zu warnen und zu schützen vor-
gibt.“

Was haben denn all die Warnungen ge-
bracht? Der Stoff ist da, zwar nicht wie
der Zucker, aber für jedermann zu haben,
sogar im Gefängnis. Es ist eine schöne, be-
stechend klare Ideologie, daß von Staats
wegen nichts zur Befriedigung der Sucht
nach harten Drogen getan werden darf.
Aber was taugt sie, wenn sie die öffentli-
che Ordnung untergräbt und die Sicherheit
der Bürger gefährdet, die Ressourcen der
Polizei verschwendet und die Süchtigen in
die Verelendung treibt?
Die Konkurrenz der Werte wird durch
das pragmatische Denken in Kreisen der
Ordnungshüter neu gewichtet. Energisch
widersetzen sie sich allen Libertins, die
von einer „Freigabe“ harter Drogen fa-
seln, und auch auf die Schlagworte „Li-
beralisierung“ oder „Legalisierung“ rea-
gieren sie allergisch.

Die Bandbreite der Vorstellungen
reicht von der Heroin-Abgabe an einen
klein gehaltenen Kreis der Elendigsten
d e r  s p i e g e l  5 / 1 9 9 7 41
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Bonner Drogenbeauftragter Lintner: „Aus ethischen Gründen nicht verantwortbar“
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Heroin-Abgabe befürworten
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bis hin zu einer flächendeckenden Versor-
gung all jener Süchtigen, die keine Thera-
pie annehmen und auch Methadon ver-
schmähen: Das könnten 70000, womög-
lich auch 100000 Junkies sein.

Exakt dosiert und hygienisch einwand-
frei gespritzt erzeugt Heroin, wie die
Mehrheit der Forscher im Gegensatz zu
einer extrem kleinen Minderheit meint,
keine irreversiblen körperlichen Schäden.
Allerdings betäubt es das Belohnungssy-
stem im Hirn: So bleibt jenes Wohlgefühl
aus, das normalerweise durch Anstrengung
und Leistung entsteht. Das künstliche Pa-
radies aus der Spritze bleibt ein vitales
Unglück, weil das natürliche Zusammen-
spiel der Stimmungssubstanzen im Hirn
manipuliert wird. Aber man kann als Ab-
hängiger alt werden, wie sich bei jenen
Ärzten erwies, die in den zwanziger Jah-
ren morphinsüchtig wurden und trotzdem
ein normales Lebensalter erreichten.

Da beim Heroin die Wirkungsschneise
zwischen Euphorie und Tod durch Atem-
stillstand äußerst gering ist, bringt das Teu-
felszeug von der Straße die Konsumenten
ständig in Lebensgefahr. Bei dem illegalen
Stoff, gestreckt mit Puder, Milchpulver,
Gips, schwankt der Reinheitsgrad stark,
vergleichbar zwischen 80prozentigem Al-
kohol und einem Bier. Besonders bei den
Polytoxikomanen, die alles mögliche
mißbrauchen, sind die Wechselwirkungen
unberechenbar.

Die einzige deutsche Ursachenanalyse,
veröffentlicht vom Bonner Gesundheits-
ministerium, schreibt 72 Prozent der Dro-
gentoten einer „unbeabsichtigten Dosie-
rung“ zu; elf Prozent verübten Selbstmord
durch den „Goldenen Schuß“; sieben Pro-
zent starben an Krankheiten oder durch
Unfälle; bei zehn Prozent der 427 unter-
suchten Todesfälle ließ sich die Ursache
nicht klären.

Mithin ist die überwältigende Mehrheit
der Drogentoten auf die unkalkulierbaren
Risiken des Schwarzmarktes und ihre Ver-
zweiflung zurückzuführen. „Die Gefahr
der Verelendung bis zum Verrecken in der
Gosse ist vorgezeichnet. Das ist keine Li-
nie, die man auf Dauer halten kann“, sagt
der Dortmunder Polizeichef Schulze.

Die Hoffnung, diesen Teufelskreis durch
Methadon-Programme durchbrechen zu
können, hat sich bislang nicht erfüllt. Die
synthetische Droge Methadon, die 1994
44
durch eine Gesetzesänderung aus dem Ver-
botskatalog herausgenommen und ver-
schreibungsfähig wurde, erhalten in der
Bundesrepublik bereits 15000 Abhängige –
der erste Einbruch in die Abstinenzideo-
logie. Das Produkt der Pharmaindustrie
besetzt im Hirn die Rezeptoren, die von
der Natur für die körpereigenen Glücks-
substanzen, die Endorphine, vorgesehen
sind; es mindert mithin den Drogenhunger,
aber es erzeugt kaum Euphorie.

Da der Methadon-Klientel der Kick
fehlt, wie ihn das den Endorphinen sehr
viel ähnlichere Heroin durch den Körper
brausen läßt, brechen viele aus in einen re-
gelwidrigen, bisweilen lebensgefährlichen
Beikonsum: Sie putschen sich auf mit Ta-
bletten oder Koks, sie werden rückfällig
und geben sich einen Schuß. Die Mehrheit
der Fixer läßt sich auf Methadon gar nicht
erst ein.

Das alles weiß ein wohlinformierter Po-
lizeipräsident wie der Essener Michael Dy-
bowski (CDU): „Um den Süchtigen wieder
in ruhigeres Fahrwasser zu bringen, müß-
te man ihn mit den Originalstoffen ver-
sorgen. Natürlich nicht mit Crack, sonst
hätten wir überall Amokläufer. Was ver-
träglich ist und was nicht, können wir Po-
lizisten nicht entscheiden, das müssen die
Mediziner tun.“
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Doch der Drogenbeauftragte der Bun-
desregierung, Eduard Lintner (CSU), hält
unerschütterlich daran fest, daß es Heroin
vom Staat nie geben darf. Alles andere
wäre für ihn eine „perspektivlose Resi-
gnation“, die „schon aus ethischen und
moralischen Gründen nicht verantwort-
bar“ ist.

„Es hilft nicht, wenn ich mich hinter der
Ethik verstecke“, sagt der Hanseat Uhr-
lau: „Das kann mich auch zu Inaktivitäten
bringen. Ich muß sehen, wie ich den Scha-
den minimiere, für den einzelnen wie für
das ganze soziale und das öffentliche Um-
feld.“

„Wer mich bei der Ethik packen will“,
dem begegnet der Bonner Polizeichef
Dierk-Henning Schnitzler mit seinem Mo-
ralkodex, nach dem es vordringlich ist,
„Menschen in Not zu helfen, anstatt sie
weiter verelenden zu lassen: Ich bin mei-
ner Kirche, ich bin der CDU als Mitglied
verbunden“.

Wenn er das Problem „ohne Schere im
Kopf“ angeht, drängt sich ihm die Strate-
gie auf, dem Markt die Endverbraucher zu
entziehen, „natürlich streng kontrolliert:
Ich bin ein absoluter und scharfer Gegner
einer Freigabe von Rauschgiften“.

Nicht weit vom Konrad-Adenauer-Haus
entfernt blickt Schnitzler auf seine Stadt,
die „wenig Glitzerkram“ hat: „eine stille,
kleine Residenz mit sehr viel Solidem“.
Trotzdem sind die harten Drogen präsent,



Schnitzler
Bonn

Haas
Stuttgart

Dybowski
Essen

Klosa
Hannover

Kruse
Bielefeld

B
. 

B
O

R
S

T
E
L
M

A
N

N
 /

 A
R

G
U

M

T
E
U

T
O

P
R

E
S

S

D
P
A

J.
 D

IE
T
R

IC
H

 /
 N

E
T
Z
H

A
U

T

P.
 S

E
IT

Z
 /

 Z
E
IT

E
N

S
P
IE

G
E
L

S
. 

M
Ü

L
L
E
R

-J
Ä
N

S
C

H
 /

 J
O

K
E
R

Frerichs
Frankfurt
wenn auch die Süchtigen, „einige hundert,
vielleicht auch 500“, keine provokante
Szene bilden.

Unsichtbar für die Bürger, etablierte sich
mitten in Bonn ein internationales Geflecht
von Drogenhändlern, „Deutsche, Türken,
Italiener, Marokkaner, Jugoslawen“, die
Schnitzler in der Hierarchie der illegalen
Handelsunternehmen recht weit oben
ansiedelt, Manager mit besten Beziehun-
gen zu den Kokain-Kartellen in Südame-
rika und dem Heroin-Trust in der Türkei:
„An die Hintermänner kommen wir nicht
heran.“

Zwar hat die Bonner Polizei den einen
oder anderen Verteilerring aufgebrochen,
aber die Residenten wachsen nach wie die
Häupter der Medusa. „Ein paar hoch-
karätige Dealer fahren“, wie Schnitzler
weiß, „in einem großen Fünf-Liter-S-Klas-
Methadon-Einnahme: Ein Trunk, aber kein K
se-Auto mit einem Stern durch die Ge-
gend.“ Daß sie ihre Karossen doch wohl il-
legal finanziert haben, kann ihnen Schnitz-
ler nicht durch eine Anfrage beim Finanz-
amt vorhalten: „Das Steuergeheimnis ist ja
noch doller abgeschottet als das Schweizer
Bankgeheimnis.“

Auch das Geldwäsche-Gesetz ist nach
seiner Erfahrung ein „nicht ausreichend
scharfes Schwert“. Kein Drogenhändler
muß den Beweis antreten, daß er sein Geld
aus legalen Quellen hat, vielmehr muß die
Polizei nach der herrschenden Rechtslage
herausfinden, daß ein verdächtiges Ver-
mögen aus Rauschgift-Geschäften stammt
– in der Praxis nur in extrem seltenen
Glücksfällen möglich: „Die Beweislastum-
kehr ist aus der Sicht der Polizei unglaub-
lich wichtig“, sagt Schnitzler wie viele sei-
ner Kollegen. Doch eine Abkehr von der
d e r  s p i e g e l  5 / 1 9 9 7
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Unschuldsvermutung wäre ein tiefgreifen-
der Einschnitt in die Rechtskultur – poli-
tisch gegenwärtig ebensowenig durchsetz-
bar wie eine Lockerung des Steuerge-
heimnisses.

„Nur die Repression hochzufahren“
bringt nach Schnitzlers Erkenntnis „gar
nix: Selbst wenn ich viermal so viele Poli-
zisten hätte, könnte ich das Problem nicht
lösen. Wir würden nur die Preise hoch-
treiben, und die Dealer würden noch höhe-
re Gewinne machen“.

Wenn der Stoff, „spottbillig in der Her-
stellung, billiger als Benzin, billiger noch
als Trinkwasser“, die Grenze passiert, hat
ihn der Schmuggel schon teurer gemacht.
Aber erst im Inland beginnt die astrono-
mische Wertschöpfung. Auf jeder Ebene,
vom Großhandel bis zum Straßenverkauf,
vervielfältigt sich der Preis. Am Ende ko-
stet ein Gramm Heroin oder Kokain etwa
soviel wie ein Kilo in größerem Gebinde.

„Ein gigantischer Wirtschaftsapparat
wird angekurbelt“, sagt Schnitzler: „Wir
alle haben die Lehren aus der amerikani-
schen Prohibition überhaupt nicht nach-
vollzogen. Die Alkoholiker wurden nicht
weniger und nach Ende des Verbots nicht
mehr, aber die Mafia ist groß geworden.
Denselben Effekt haben wir jetzt bei den
Drogen.“

Wenn er bedenkt, daß sich die Schwarz-
marktherren in die legale Wirtschaft ein-
klinken könnten, „Leute, weitab von je-
der Demokratie“, wenn er sich vorstellt,
daß sie „Bauämter, Polizisten, Richter und
Staatsanwälte kaufen, wäre das Ende der
Zivilisation da, eine Orwellsche Katego-
rie, wie sie sich Orwell noch gar nicht aus-
malen konnte“.

Auch sein Dortmunder Kollege Schulze
ist alarmiert durch die wachsenden Ge-
winne der Organisierten Kriminalität: „Die
Milliarden sind ein Risikokapital ohne-
gleichen für unsere Gesellschaft.“ Wenn
dieser „Tabubereich“ politisch bestehen
bleibt, „werden wir es eines Tages bedau-
ern“.

Was mit den Geldern genau geschieht,
welche Summen in die Herkunftsländer
abfließen oder hierbleiben, wie viele Mil-
lionen in die Weiße-Kragen-Kriminalität
scheinbarer Ehrenmänner investiert wer-
den oder die verbrecherischen Aktivitäten
der Unterwelt antreiben, kann von den
Fahndern niemand sagen. Gelegentlich
45
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„Prohibition ist nicht nur unnütz, sie schadet“
Bochumer Ökonomen beziffern die volkswirtschaftlichen

Kosten der gescheiterten Drogenpolitik auf 13 Milliarden Mark im Jahr.
Ökonomen Hartwig, Pies
„Aggressives Marketing der Szene“ 
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Der vergebliche Kampf gegen das
verbotene Heroin kostet die Ge-
sellschaft 13 Milliarden Mark im

Jahr. Zu dieser Abschätzung kam Pro-
fessor Karl-Hans Hartwig, der an der
Ruhruniversität in Bochum einen Lehr-
stuhl für Wirtschaftspolitik hat. Die in
der Bundesrepublik einzigartige Studie
wurde vom hessischen Justizministeri-
um in Auftrag gegeben – für 30000 Mark,
die für das Gehalt von Hartwigs Assi-
stenten Ingo Pies verwendet wurden.

Das Duo erstellte durch umfassende
Recherchen in der deutschen Bürokratie
eine riesige Datensammlung. „Um jede
Dramatisierung zu vermeiden“, wählte
Hartwig bei seiner Kostenschätzung stets
die niedrigste Zahl auf der Bandbreite
der möglichen Größen.
d e r  s p i e g e l  5 / 1 9 9 7

Millionen MarkHartwigs Rechnung

13 748,5

6 741,1

45,2

25,0

602,4

827,2

515,7

3 223,2

1 288,3

480,4
Um das Heroin-Verbot durchzusetzen – ein Versuch, der
nur punktuell gelingt, aber generell scheitert –, entstehen
bei der Polizei Kosten:

Sehr viel teurer ist die polizeiliche Verfolgung der Krimi-
nalität, die Süchtige begehen, um Geld für ihren Stoff zu
beschaffen:

Für ihre Beute erzielen Drogenabhängige beim Hehler
nur einen Bruchteil des Wertes. Der Sachschaden, den sie
durch ihre Delikte verursachen, beträgt mindestens:

Die Arbeit der Justiz zur Aburteilung der Beschaffungs-
kriminalität und der Verstöße gegen das Heroin-Verbot
kostet:

Die bestraften Täter verbringen pro Jahr fast 4 Millionen
Tage im Gefängnis:

Im Vergleich zur Verfolgung sind die Ausgaben für die
Drogenberatung, die Entgiftung im Krankenhaus und die
Therapie in Spezialeinrichtungen relativ gering:

Die Investitionen in die Prävention und in die Forschung
verschwinden beinahe in der Bilanz:

Im Loch der Subventionen, die in den Herkunftsländern
der Drogen Anbau-Alternativen fördern sollen, aber nur
zu einer regionalen Verlagerung führen, verflüchtigen
sich:

Da jeder Bundesbürger ökonomisch einen Produktivfak-
tor darstellt, schlagen sich Krankheit und Tod der über-
wiegend jungen Süchtigen als Wertschöpfungsverlust
nieder:

Die gesellschaftlichen Gesamtkosten ergeben eine Summe, die in
etwa vergleichbar mit dem Etat des Bundesfamilienministeriums
oder des Landwirtschaftsministeriums ist:
Die ökonomische Beurteilung der
herrschenden Drogenpolitik fällt ver-
nichtend aus: „Prohibition ist nicht nur
unnütz, sie schadet sogar“, schreiben
Hartwig und Pies. Die beabsichtigte Ab-
schreckung muß nach ihrer Analyse an
der „Funktionslogik des Schwarzmark-
tes“ scheitern, vor allem deshalb, weil
„Anbieter und Nachfrager auf das Verbot
rational reagieren“.

Die hohen Gewinne animieren die An-
bieter, mehr Stoff auf den Markt zu
drücken, wie sich auch am Verfall der
Heroin-Preise seit den siebziger Jahren
auf das bisher niedrigste Niveau ablesen
läßt. Nach der Logik des Marktes muß es
heutzutage und in Zukunft immer mehr
die Masse bringen.

Bezogen auf den Endverbraucherpreis
liegt der Erzeugerpreis unter 1 Prozent,
ermittelten die Ökonomen. Die Expor-
teure bekommen weniger als 5 Prozent.
Nach dem Schmuggel über die Grenzen
beträgt der Importpreis zwischen 10 und
20 Prozent. Im Inland fallen 80 bis 90
Prozent der Wertsteigerung an.

Bedingt durch das Verbot ist der End-
verbraucherpreis so hoch, daß die Kon-
sumenten unter einem „enormen Finan-
zierungsdruck“ stehen und etwa ein Drit-
tel ihres Bedarfs durch Dealen decken.
Mit einem „aggressiven Marketing“ er-
zeugt die Szene eine Sogwirkung und
reißt Jahr für Jahr Zehntausende von
Erstkonsumenten mit.

Wie empirische Untersuchungen zeig-
ten, werden Neulinge in der Regel von
süchtigen Kleinhändlern aus ihrem Be-
kannten- oder Verwandtenkreis verführt;
der erste Schuß ist meistens ein Ge-
schenk. Damit entfällt der Sinn des Ver-
bots, daß der hohe Preis eine Einstiegs-
hürde für Erstkonsumenten sein soll. Die
Ökonomen: „Die Prohibition erreicht so-
mit das genaue Gegenteil von dem, was
eigentlich erwünscht wäre.“

Als Alternative setzen die Wirt-
schaftswissenschaftler auf eine Heroin-
Abgabe durch Ärzte, flankiert durch ei-
nen höheren Druck auf den Kleinhandel
– genau wie es den polizeilichen Re-
formvorstellungen entspricht. Das dek-
kungsgleiche Konzept der Ökonomen
„erhöht die Risiken des Angebots und
mindert zugleich die Absatzchancen“.
Für Erstkonsumenten ergäbe sich eine
größere Hürde als in der gegenwärtigen
Situation mit dem immensen Eigen-



 im Ha
blitzen Drogengewinne im Rotlicht-Mi-
lieu auf, etwa auf St. Pauli.

Eine Reihe von Schickeria-Lokalen im
Ruhrgebiet sind bekannt als Geldwasch-
anlagen, in denen zugleich Auftragskiller
geparkt werden: „Da kann man den zwei-
felhaften Reiz genießen, daß der Kellner
ein Mörder ist“, sagt der Bochumer Poli-
zeichef Wenner: „Die Drogenbekämp-
fungspolitik ist das größte Förderpro-
gramm, das die Organisierte Kriminalität
je erlebt hat, eigentlich die staatliche Er-
findung des Perpetuum mobile für die 
Organisierte Kriminalität, da sie ihre Ge-
winne immer wieder im legalen oder ille-
galen Bereich für ihre Ausweitung einset-
zen kann.“

In der Drei-Millionen-Metropole Ber-
lin, dem künftigen Regierungssitz, boomt
die Organisierte Kriminalität: „Sie hat sich
geradezu metastasenhaft ausgebreitet und
A
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mburger Hafen: „Tropfen auf den heißen Stein“ 
zu einer ernsten Bedrohung für unseren
Rechtsstaat ausgewachsen“, sagt der par-
teilose Polizeipräsident Hagen Saber-
schinsky: „Wir spüren in Berlin vielleicht
etwas früher und deutlicher als anderen-
orts in Deutschland, daß die Probleme
sich gravierend verstärken und nicht mehr
beherrschbar zu sein drohen.“

Im Heroin-Geschäft rivalisieren tür-
kisch-kurdische und libanesisch-kurdische
Clans miteinander. Türkisch-bulgarische
Zuhälter sind ebenso in den Drogenhan-
del eingestiegen wie Dunkelmänner aus
dem ehemaligen Jugoslawien. Südameri-
kanische Kokainimporteure konkurrieren
mit Schwarzafrikanern einer „Nigeria-
Connection“, die den Stoff in der Heimat
umschlägt und vorzugsweise durch polni-
sche Kuriere einschleppen läßt. Zuneh-
mend werden die Kämpfe zwischen eth-
d e r  s p i e g e l  5 / 1 9 9 7
nischen Gruppierungen durch Schießerei-
en ausgetragen.

Am Ende der Gemengelage befindet
sich Deutschlands traurigster Drogenstrich:
Hektisch trippelnd vom Koks, apathisch
schwankend vom Heroin oder völlig
durchgeknallt vom „Speedball“ aus bei-
den Stoffen, bieten sich auf der Kurfür-
stenstraße, am Cottbusser Tor und am
Bahnhof Zoo erbarmungswürdige Frauen
an. 1800 drogenabhängige Frauen, die ver-
schiedensten Formen der Prostitution
nachgehen, gelegentlich oder auch täglich,
sind den medizinischen Beratungsstellen
bekannt, fast alle mit Hepatitis infiziert,
17 Prozent HIV-positiv.

„Unter rein humanitären Gesichts-
punkten, als Ultima ratio in ausweglosen
Fällen“ hält Saberschinsky eine medizini-
sche Abgabe „illegaler Drogen für denk-
bar, aber nur an eine ganz kleine Gruppe“.
Als Instrument zur Bekämpfung der Or-
ganisierten Kriminalität kommt eine staat-
lich kontrollierte Versorgung der Süchti-
gen für ihn nicht in Frage: „Unverant-
wortlich.Wo geht das los, wo hört das auf?
Demnächst kommt jeder Alkoholiker zum
Vater Staat.“

Die Überlegungen seiner Kollegen be-
reiten ihm Unbehagen: „Das ist doch eine
Kapitulation des Staates vor diesem Pro-
blem.“ Ein polizeiliches Urgestein wie Sa-
berschinsky, schon als Twen dabei, kapitu-
liert nie. Er setzt vielmehr auf „unsere In-
telligence-Arbeit“.

Intelligence, ein neues Schlagwort aus
den USA, bedeutet, die Informationen aus
den verschiedensten Bereichen der Polizei,
des Zolls und der Ordnungsbehörden zu ei-
nem gigantischen Datenfluß zu bündeln
und daraus Einsatzstrategien abzulei-
interesse der Szene nach Ausweitung
des Kundenkreises. Ein kontrolliertes
Umsteuern würde „anarchische Zu-
stände in eine sozial verträgliche Ord-
nung überführen“ – ein Vorteil, der
sich nach Hartwig und Pies auch volks-
wirtschaftlich rechnet.

In den Schweizer Programmen ko-
stet die legale Versorgung eines Süch-
tigen mit Heroin 43 bis 75 Mark am
Tag. Dabei schlägt vor allem die so-
ziale Betreuung zu Buche, mehr noch
die wissenschaftliche Begleitung, die
jedoch mit wachsenden Kenntnissen
entfallen wird. Das von der Schweiz
aus Großbritannien importierte He-
roin ist mit 14,50 Mark pro Tagesdosis
verhältnismäßig teuer. Die deutsche
Pharmaindustrie, die den
Stoff gegenwärtig nicht
herstellen darf, könnte
den Preis für die tägliche
Versorgung eines Süchti-
gen auf unter fünf Mark
drücken.

Wenn die Beschaf-
fungskriminalität nur um
25 Prozent, die Morbidität
und Mortalität nur um 10
Prozent gesenkt werden
könnten, ergäbe sich nach
Berechnung der Ökono-
men eine Kostenerspar-
nis, von der 70000 Süchti-
ge auch zum höchsten
Schweizer Tagessatz ver-
sorgt werden könnten.
„Wer Menschenleben ret-
ten, Verelendung verhin-
dern, Leid mindern will“,
so argumentieren Hartwig
und Pies, „hat auch die
wirtschaftliche Vernunft
auf seiner Seite.“

Ihr Plädoyer für eine
„rationale Drogenpolitik“
erreichte die ursprüngli-
che Auftraggeberin Chri-
stine Hohmann-Dennhardt (SPD)
nicht mehr, weil sie mittlerweile Mini-
sterin für Wissenschaft und Kunst in
Hessen ist. Ihr Nachfolger Rupert von
Plottnitz, der erste grüne Justizmini-
ster in einem Bundesland, ließ die Stu-
die für sein Haus nicht veröffentlichen.
„Vielleicht war ihm das Eisen zu
heiß“, sagt Hartwig. Immerhin bekam
der Professor die Genehmigung, das
Werk für wissenschaftliche Zwecke
drucken zu lassen: Es existiert, gleich-
sam unter Ausschluß der Öffentlich-
keit, in 600 Exemplaren*.

* Karl-Hans Hartwig/Ingo Pies: „Rationale Dro-
genpolitik in der Demokratie“. J. C. B. Mohr Ver-
lag, Tübingen; 204 Seiten; 44 Mark.
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ten. Intelligence elektrisiert auch andere
Polizeipräsidenten, aber sie rechnen mit
der Intelligence der anderen Seite: „Das
Abschottungssystem wie das Informati-
onssystem ist von einer Qualität, daß da-
hinter eine ganz phantastische Professio-
nalität zu vermuten ist“, sagt der Düssel-
dorfer Polizeichef Rainer Wittmann (SPD).

Sein Bochumer Kollege Wenner stellte
fest: „Je stärker unsere Bekämpfungs-
möglichkeiten wurden, desto professio-
neller wurde die Organisierte Kriminalität.
Das schaukelt sich hoch. Sie ist uns immer
einen Schritt voraus.“ Gewiß, die Fahnder
haben Erfolge, aber ein Realist wie der
Duisburger Polizeichef Rolf Cebin (SPD)
muß sich eingestehen: „Unsere Arbeit ist
ein Tropfen auf den heißen Stein.“

Das Scheitern auf hohem Niveau setzt
sich fort bis hin zum Scheitern in den Nie-
derungen der Massenkriminalität, die
Süchtige begehen. Ein Junkie braucht am
Tag 100 bis 150 Mark für seinen Stoff, Mil-
lionen muß die Szene tagaus, tagein zu-
sammenraffen. Höchstens jede fünfte Mark
stammt aus legalen Quellen: Die Süchtigen
kassieren ihre Eltern, Verwandten und
Freunde ab, sie verschleudern ihr Erbe, sie
„Die Vertreibung Abhängiger 
führt zu Gewissenskonflikten 

bei unseren Polizisten“
verbuttern die Sozialhilfe und hungern.
Manche schlafen im U-Bahn-Tunnel und,
wenn im Morgengrauen die Reinigungs-
kolonnen kommen, in den Zügen weiter.

Jede zehnte Mark, die für Drogen drauf-
geht, bei Frauen jede zweite Mark, ist der
bittere Lohn aus der Prostitution. Der
Löwenanteil kommt durch eine illegale
Mischfinanzierung zusammen: Die Ab-
hängigen dealen, sie klauen in Läden, sie
fälschen und betrügen, sie knacken Autos,
sie brechen in Wohnungen ein, sie über-
fallen Passanten auf der Straße.

Nachdem der Gießener Kriminologie-
professor Arthur Kreuzer hundert Junkies
befragen ließ, rechnete er hoch, daß 45
Prozent der Autoaufbrüche, 37 Prozent der
Wohnungseinbrüche und 20 Prozent der
Raubüberfälle auf das Konto von Süchti-
gen gehen. In den Städten ergab sich die
Faustregel, daß den Drogen ein Drittel der
Eigentumskriminalität zuzurechnen ist.

Da Diebesgut beim Hehler nur 10 bis 20
Prozent bringt, schätzt der Bochumer Öko-
nomieprofessor Karl-Hans Hartwig, daß
für die Allgemeinheit jährlich ein Schaden
zwischen drei bis sechs Milliarden Mark
entsteht (siehe Kasten Seite 46).

Daß sie wie Sisyphus vor dem Berg der
Beschaffungskriminalität stehen, belastet
die Ordnungshüter. Als die Frankfurter 
Polizei mit enormem Aufwand die Raub-
quote Süchtiger auf unter zehn Prozent
drücken konnte, schnellten prompt die
Wohnungseinbrüche in die Höhe.

In Hannover ordnet die Polizei 40 Pro-
zent der Raubüberfälle den Schwerstab-
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hängigen zu. Es sind die Schwächsten, die
sich an den Schwächsten vergreifen, vor-
zugsweise an alten Frauen. „Die werden
umgeschubst, man reißt ihnen die Hand-
tasche weg, sie kriegen einen Oberschen-
kelhalsbruch und können sich entweder
gar nicht mehr von ihrem Sturz erholen
oder siechen unter schwersten körperli-
chen Leiden dahin. Eine Frau ist bei uns
gerade gestorben, eine weitere liegt im
Koma. Das geht mir ans Herz“, sagt der
hannoversche Polizeipräsident Hans-Die-
ter Klosa (parteilos): „Wenn ich bedenke,
daß man bei den Ursachen ansetzen könn-
te, aber es nicht tut, bin ich zornig.“ Vor-
rangig ist für ihn „das Schutzbedürfnis der
Allgemeinheit im Rahmen einer Not-
standslösung“.

Auch das Phänomen, daß Süchtige und
Dealer an markanten Plätzen, besonders
gern an Bahnhöfen, zueinanderstreben
und ganze Viertel in einen Supermarkt ver-
botener Drogen verwandeln, macht der
Polizei Kopfzerbrechen.

Um eine Innenstadt einigermaßen zu
entlasten, muß die Polizei Tausende von
Platzverweisen erteilen, die nur kurzfri-
stig gelten; dann setzt sie mit Aufenthalts-
verboten und schließlich mit Zwangsgeld
nach – ein gewaltiger Aufwand mit mäßi-
gem Effekt, wie sich in etlichen Städten
zeigte: Die Szene zersplitterte sich, in an-
deren Stadtteilen entstanden kleinere
Brennpunkte.

100000 Einsatzstunden der Polizei ver-
pufften im vergangenen Jahr allein in Düs-
seldorf. „Wir bündeln unheimlich viele
Kräfte, die wir in anderen Kriminalitäts-
bereichen dringend brauchen“, klagt Poli-
zeichef Wittmann.

Zwar wurde in den Metropolen als Er-
folg verzeichnet, daß die Sogwirkung auf
auswärtige Junkies und Dealer nachließ.
Aber das Problem war nur in kleinere
Städte verlagert worden.

Junkie-Jogging zu betreiben belastet vie-
le Polizisten. „Die Gruppe der Schwerst-
abhängigen, teilweise psychisch labil, HIV-
infiziert, von einer Ecke zur anderen zu
vertreiben, ohne Lösungsmöglichkeiten,
weil sie weder für Methadon-Programme
noch für Langzeittherapien zu gewinnen
sind, führt zu großen Gewissenskonflikten
bei unseren Kollegen auf der Straße“, sagt
der Kölner Polizeipräsident Roters.

Obwohl Frankfurt wie keine andere
Stadt die Polizeiaktionen mit vielfältigen
Hilfsangeboten für Süchtige verbunden
und den ersten Druckraum in Deutsch-
land eingerichtet hat, hält sich ein har-
ter Kern im Bahnhofsviertel: mitleider-
regend.

„Mit den Jahren ist bei uns die Einsicht
gewachsen, daß wir die Drogenabhängi-
gen in erster Linie als Kranke betrachten
müssen“, sagt der Polizei-Vize Peter Fre-
richs (parteilos), der Frankfurts neue Wege
konzipiert hat. Zu den Skrupeln, gegen
Kranke vorzugehen, kommt für die Polizi-
sten auf der Straße die prekäre Frage:
Sollen sie einem Junkie den Stoff abneh-
l  5 / 1 9 9 7
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„Kranke aus der Szene holen“
In der Schweiz bekommen Junkies legal Heroin vom Staat. In England scheiterte 

ein Arzt mit demselben Konzept.
Fixerstübli in Basel
Drücken ohne Streß 
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Zweimal am Tag verschwindet Liz
für eine halbe Stunde in einem äl-
teren Haus mit grünen Fensterlä-

den. Morgens um acht, bevor sie zur Ar-
beit geht, und noch einmal am späten
Nachmittag spritzt sie sich in der Zür-
cher Stampfenbachstraße 106 den Stoff,
nach dem sie seit 15 Jahren süchtig ist:
Heroin.

„Endlich kann ich ein Leben führen,
wie ich es will“, sagt Liz, 34, die ihre
Droge seit etwas mehr als einem Jahr
nicht mehr von Dealern auf der Straße
kaufen muß. Ihre ärztlich kontrollierte
Dosis, 200 Milligramm pro Schuß, be-
kommt die Abhängige vom Schweizer
Staat. Der bürgt für gleichbleibende Qua-
lität und verlangt für die in einer briti-
schen Pharmafirma hergestellte Ware nur
15 Franken täglich, einen Bruchteil des
Schwarzmarktpreises.

Daß Liz trotz ihrer Sucht ein ziemlich
normales Leben führen kann, verdankt
sie einem drogenpolitischen Großver-
such. 800 der rund 30000 eidgenössischen
Junkies erhalten ihre tägliche Heroinra-
tion in einer von 16 Abgabe- und Be-
handlungsstellen, die eigens für das Ex-
periment in Städten wie Zürich, Genf,
Basel oder Winterthur eingerichtet wur-
den. 113 weitere Fixer versorgt der Staat
mit Morphin oder Methadon.

Teilnehmer des seit 1994 laufenden
Modellprojekts sind Langzeitabhängige,
die schon mehrfachen erfolglosen Ent-
zug hinter sich haben. Der legale Stoff
soll den Rauschgiftkranken wie ein Me-
dikament dazu verhelfen, ihr Leben wie-
der in den Griff zu bekommen. Erst wenn
der Beschaffungsstreß wegfällt, haben sie
nach Ansicht der Erfinder des Modells
eine reelle Chance, ihren Körper von den
Opiaten zu entwöhnen.

Der Schweizer Versuch, der auch für
eine pragmatische Drogenpolitik in
Deutschland wegweisend sein könnte,
gilt in der Alpenrepublik als Erfolg. Der
Vorsorgemediziner Felix Gutzwiller, In-
stitutsdirektor an der Universität Zürich
und Leiter der Begleitforschung, bilan-
ziert: „Die Besserungen in körperlicher,
seelischer und sozialer Hinsicht sind of-
fensichtlich.“

Für die Fixerin Liz bedeutet Heroin
vom Staat: „Jetzt bin ich nicht mehr il-
legal.“ Inzwischen hat sie einen festen
Job als Köchin in einem Obdachlosen-
projekt gefunden.
Die Betreuer in der Stampfenbach-
straße führen über ihre Probanden sorg-
fältig Buch. Nachdem Liz ihre 200 Milli-
gramm gedrückt hat, zeigt sie brav die
leere Spritze vor. Die Versuchsteilneh-
mer, so die Richtlinien, sollen zu einem
„regelmäßigen Konsummuster“ gelan-
gen. Dadurch können sie nach den bis-
herigen Erfahrungen ihre Dosis am ehe-
sten senken.

Die Schweiz betreibt seit Jahren eine
immer wieder innovative Drogenpolitik.
Anfang der achtziger Jahre begannen die
Behörden zunächst, sterile Einwegsprit-
zen zu verteilen. Es folgten nahezu
schwellenlose Methadonprogramme so-
wie die – anfangs heftig umstrittene –
Eröffnung von Fixerstübli in zahlreichen
Städten.

Trotzdem wurde die offene Szene auf
dem stillgelegten Zürcher Bahnhof Let-
ten zu einem Symbol des tiefsten Dro-
genelends. Mit dem Beginn des Heroin-
Experiments 1994 und der Auflösung der
Letten-Szene 1995 verfolgte die eid-
genössische Obrigkeit eine konsequente
Doppelstrategie: Kampf gegen Dealer auf
der einen, Hilfe für Süchtige auf der an-
deren Seite.

Die Schweizer Gesundheitsbehörden
wollen in nächster Zukunft das Betäu-
bungsmittelgesetz so ändern, daß aus
dem Modellprojekt eine feste Einrich-
tung werden kann. „Speziell dafür zuge-
lassene Ärzte“, erläutert Begleitforscher
Gutzwiller die Pläne, „sollen Heroin ver-
schreiben dürfen.“

Allerdings machen inzwischen die An-
hänger der Prohibition mobil. Eine In-
itiative namens „Jugend ohne Drogen“
will per Volksabstimmung ein Heroin-
verbot in der Schweizer Verfassung ver-
ankern – der Staat wäre gezwungen, jed-
wede Vergabe der Substanz einzustellen.

Aber auch rechtliche Möglichkeiten
bieten keine Gewähr für pragmatisches
Handeln, wie das Beispiel Großbritan-
nien zeigt. Zwar ist es dort erlaubt, daß
Distriktärzte des Nationalen Gesund-
heitswesens (NHS) Rauschmittel auf 
Rezept verschreiben. Doch kaum ein
Arzt traut sich, solche unkonventionellen
Methoden anzuwenden.

Der international bekannte Drogen-
experte John Marks, langjähriger NHS-
Psychiater in den Städten Widnes und
Warrington bei Liverpool, wurde für sei-
ne liberale Linie abgestraft; als im April
d e r  s p i e g e l  5 / 1 9 9 7
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men? Wenn sie es nicht tun, verstoßen sie
gegen das Gesetz und begehen Strafverei-
telung im Amt. Wenn sie es aber tun, pro-
vozieren sie mit einiger Wahrscheinlich-
keit einen weiteren Fall von Beschaf-
fungskriminalität, der unterbliebe, wenn
sie es nicht täten. „Das ist nicht mehr zu-
mutbar“, sagt Kölns Polizeichef Roters.

Schlimmer noch ist die Sinnkrise, die
der unermüdliche und doch vergebliche
Einsatz der Polizei gegen die Dealer her-
aufbeschworen hat. Raffiniert nutzt die
„Uns bleibt nur ein hilfloses 
Verweisen auf die Probleme,

aber nichts bewegt sich“
Multikulti-Gesellschaft der Kleinhändler
die Gesetzeslage aus, die im Prinzip zur
Entkriminalisierung der Süchtigen gedacht
war. Der Besitz kleiner Mengen führt zwar
zu einer Anzeige und einem Wust von
Bürokratie, aber die Verfahren werden re-
gelmäßig eingestellt.

Da die Straßendealer ihren Stoff in De-
pots zu lagern pflegen, werden sie nur mit
Kleinstmengen geschnappt, wenn über-
haupt.Vielfach setzen sie Süchtige als Ver-
mittler und Transporteure ein. Die Stoff-
d e r  s p i e g e l  5 / 1 9 9 7

nkies am stillgelegten Zürcher Bahnhof Lette
mpf gegen Dealer, Hilfe für Süchtige 
übergabe wird abgeschirmt durch eine aus-
geklügelte Observation der Polizei, so daß
bei Razzien bloß ein paar Briefchen am
Boden liegen, die niemandem zuzuordnen
sind.

Es kostet zähe Fahndungsarbeit, einen
stadtbekannten Dealer schließlich doch zu
überführen. Er wird festgenommen, aber
ein Haftbefehl ist bei einer geringen Men-
ge nicht zu bekommen. Schlauer geworden
durch seinen erkannten Fehler, steht der
Dealer ein paar Stunden später wieder auf
der Straße.

Immer wieder die gleiche Geschichte:
Zu Tausenden werden die Straßendealer
abgefischt und im Drehtürverfahren wie-
der freigelassen. „Alle meine Leute aus
diesem Bereich haben ein Gefühl der Ohn-
macht und fragen sich irgendwann, ob das,
was sie tun, überhaupt noch sinnvoll ist“,
sagt der Düsseldorfer Polizeichef Witt-
mann ähnlich wie sein Bochumer Kollege
Wenner: „Der Dauermißerfolg im Kleinen,
den uns die Politik beschert hat, ist für Po-
lizisten frustrierend.“

Längst haben die nordrhein-westfäli-
schen Polizeichefs durchgespielt, was pas-
sieren müßte, wenn die Süchtigen ihren
Stoff vom Arzt bekämen. „Knochenhart“
(Wittmann) soll gegen die Dealer vorge-
1995 sein Vertrag mit den Behörden
auslief. Die Vereinbarung wurde –
nach insgesamt 15 Jahren – nicht
mehr verlängert. Offizielle Begrün-
dung: Marks habe „zu hohe Kosten“
verursacht.

An rund 400 Süchtige hatte der
Psychiater Drogen auf Rezept gege-
ben, um die Menschen aus dem
Schwarzmarkt zu lösen – Heroin,
Morphin, Methadon, Kokain und
Amphetamine. Das Marks-Konzept
stieß auch bei der örtlichen Polizei
auf Zustimmung, da es die Beschaf-
fungskriminalität im Distrikt erheb-
lich reduzierte.

Marks ist nach wie vor von seinem
Ansatz überzeugt. Er habe, sagt er,
„bewiesen, daß man die Kranken aus
der Szene holen kann“.

Die Zahlen scheinen ihm recht zu
geben. Solange die Süchtigen in Wid-
nes und Warrington ihren Stoff auf
Rezept bekamen, registrierten die
Behörden nur einen Drogentoten pro
Jahr. In den ersten acht Monaten nach
Marks gab es 21 Tote.
53
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Polizeieinsatz gegen einen Drogendealer (in Hamburg): Festgenommen, freigelassen, schlauer geworden
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„Das Verbot ist eine Erfolgs-
garantie für die

Organisierte Kriminalität“ 
gangen werden durch eine Verschärfung
des Strafrechts und systematische Auswei-
sung ausländischer Drogengewinnler.
Wenn weniger zu verdienen ist, aber das
Risiko steigt, dürfte so mancher aus dem
Straßengeschäft aussteigen, rechnet sich
Wenner aus: „Dann gerät die ganze Ver-
teilerebene unter unheimlichen Druck.“
Über die Kulis an der Front wären auch die
Handelsherren im Hintergrund empfind-
lich zu treffen.

Aber die Verhältnisse sind zu verfahren,
als daß eine rasche Änderung zu erwarten
wäre. Die CSU steuert über den Bonner
Drogenbeauftragten Lintner den starren
Kurs, daß verbotene Rauschgifte nicht von
Dealern im weißen Kittel weitergereicht
werden dürfen. „Solange dieser Mensch
im Amt ist, wird sich nichts bewegen“,
sagt Hannovers Polizeichef Klosa: „Uns
bleibt nur ein Anrennen und hilfloses 
Verweisen auf die Probleme.“

Die CSU steuert über ihren Gesund-
heitsminister Horst Seehofer auch das Ber-
liner Bundesinstitut für Arzneimittel, das
aus dem früheren Bundesgesundheitsamt
hervorgegangen ist. Diese Behörde lehnte
den Antrag der Stadt Frankfurt auf Ge-
nehmigung eines Modellversuchs, Heroin
an hundert Schwerstabhängige abzugeben,
als rechtswidrig ab.

Frankfurt klagte und gewann. Das Ber-
liner Verwaltungsgericht hielt der Behörde
vor, daß sie aus politischer Voreingenom-
menheit „die Breite ihres Ermessensspiel-
raums offensichtlich verkannt“ habe. Das
Amt legte Revision beim Oberverwal-
tungsgericht ein. Der Prozeß kann sich Jah-
re hinziehen.

Hamburgs Gesetzesinitiative, die einen
wissenschaftlichen Versuch der Heroin-
54
Versorgung unter Vorgabe einer Ethik-
kommission ermöglichen soll, schmort im
Gesundheitsausschuß des Bundestags. Die
Bundesregierung lehnt die Vorlage schroff
ab. Um ihre Chancen zu verbessern, soll
auf Wunsch der SPD und einiger Parla-
mentarier von der CDU die offizielle Bi-
lanz in der Schweiz abgewartet werden:
In einem weltweit beachteten Experiment
erhalten 800 Süchtige pharmazeutisch rei-
nes Heroin unter ärztlicher Aufsicht. Der
Medizinprofessor Felix Gutzwiller, zu-
ständig für die Begleitforschung, sieht die
Mehrheit der Klienten „auf gutem Weg“
(siehe Kasten Seite 52).

Anstatt sich darauf zu konzentrieren, in
der Koalition Mitstreiter für das Schweizer
Modell zu finden, legte die Bonner SPD-
Fraktion im Dezember einen Entwurf zur
Veränderung des Betäubungsmittelgeset-
zes vor, der ihr Hohn von der Regierungs-
seite eintrug. Nach den Vorstellungen 
der Sozialdemokraten soll nicht nur der
Besitz einer Wochenration für den Eigen-
verbrauch straffrei bleiben. Auch wenn
Süchtige dealen, sollen die Verfahren ein-
gestellt werden können. Lintner polemi-
sierte mit einigem Recht, das sei eine „Ein-
ladung an den internationalen Rauschgift-
handel“.

Weder das Regierungslager noch die Op-
position hat begriffen, was etliche Polizei-
präsidenten längst wissen und auch Öko-
nomieprofessor Hartwig logisch darlegte:
Eine staatliche Versorgung der Süchtigen
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macht Sinn, aber nur dann, wenn zugleich
eine harte Gangart gegen die Straßen-
dealer eingeschlagen wird. So ist nicht 
zu erwarten, daß im Bonner Parlament 
das Wunder geschieht, die Drogenpoli-
tik aus den Zwängen der Parteipolitik und
der ideologischen Verbissenheit zu be-
freien.

Wann immer der Essener Polizeipräsi-
dent Dybowski das Thema mit Politikern
der CDU, seinen Parteifreunden, disku-
tierte, stieß er einerseits auf krasse Ableh-
nung, auf „mehr Ideologie als Ideen“, an-
dererseits auf sachliche Zustimmung, aber
verbunden mit sachfremden Bedenken:
„Das kann man doch nicht als Politik ver-
kaufen.“ Oder: „Wie sagen wir es unseren
Wählern?“

Wenn es schon so schwierig ist, einen
wissenschaftlichen Versuch durchzusetzen,
stehen erst recht die Chancen schlecht für
eine Umstellung auf ein ganz anderes Kon-
zept. Dazu bedürfte es, wie der strate-
gische Vordenker Wenner sagt, „einer
großen Schwungmasse“, nicht bloß in
Deutschland, sondern in ganz Europa, ge-
gen den geradezu heiliggehaltenen Dro-
genkrieg der USA.

Die Bundesrepublik ist mit dem starren
Rauschgiftverbot eingebunden in eine
Uno-Strategie, bei deren Durchsetzung die
Vereinigten Staaten federführend waren.
In Anbetracht der Verhältnisse in den USA
kann sich Wenner „sehr gut vorstellen, daß
es hinter den Leuten in Nadelstreifen mit
hohen Funktionen dubiose Einflußgrößen
gibt“ – aus der Unterwelt. Der Polizeiprä-
sident: „Der Organisierten Kriminalität
muß jedes Mittel recht sein, damit alles 
so bleibt, wie es ist, das ist schließlich eine
Erfolgsgarantie.“ ™


